Dentsdier Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 1394 


Der Bundesminister der Finanzen 

II A - F 2010 - 68/1950 


Bonn, den 8. September 1950 


An den 

Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 


Betr.: Verwaltungsbauten des Bundes in Bonn. 


Der Umfang der Verwaltungsbauten des Bundes in Bonn und 
der finanzielle Aufwand für diese Bauten haben den Haushalts- 
ausschuß des Bundestags wiederholt beschäftigt. Dabei sind auch 
Fragen haushaltsrechtlicher Art behandelt worden. An den Ergeb- 
nissen der Beratungen hat die Öffentlichkeit starken Anteil ge- 
nommen. 

Um eine abschließende Beurteilung zu ermöglichen, erscheint es 
zweckmäßig, die wesentlichsten Vorgänge in einem Bericht zusam- 
menzustellen. Diesen Bericht überreiche ich hiermit und darf es 
dem Ausschuß überlassen, den Bericht an das Plenum des Bundes- 
tags weiterzuleiten. 


1 . 

Am 3. November 1949 beschloß der Bundestag, daß Bonn vor- 
läufiger Sitz der Bundesverwaltung sein solle. Diesem Beschluß 
lag ein Bericht des „Sonderausschusses für die Frage des vorläu- 
figen Sitzes der leitenden Bundesorgane“ (Hauptstadtausschuß) zu. 
Grunde, 

Den Arbeiten des Ausschusses hatten als Material gedient: 

a) der Bericht des Parlamentarischen Rates vom 28. April 1949. 

b) die Empfehlung des Organisations-Ausschusses der Minister- 
präsidenten-Konferenz über den Aufbau der Bundesorgane, 

c) der Bericht des technischen Ausschusses der Minister- 
präsiden ten-Konferenz . 

Das Land Nordrhein- Westfalen traf die ersten Vorbereitungen zum 
Aufbau der Bundesverwaltung in Bonn und richtete ein „Büro 
Bundeshauptstadt“ ein. Am 7. Oktober 1949 überreichte der Chef 
der Landeskanzlei des Landes Nordrhein-Westfalen dem Bundestag, 
eine Aufstellung über die zur Verfügung stehenden Dienstgebäude, 
deren Aufteilung auf die verschiedenen Ministerien, die Nutzfläche 
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der für Büros geeigneten Räume, die bisher entstandenen und vor- 
aussichtlich noch entstehenden Baukosten (Anlage). Diese Planung 
^ar Gegenstand von Besprechungen und einer Besichtigung durch 
die Mitglieder des oben genannten Sonderausschusses, der sich der 
Mitwirkung zweier Bausachverständiger bediente. 

In dem Abschlußbericht des Sonderausschusses sind die noch 
erforderlichen Baukosten nicht spezifiziert. Der Kostenpunkt findet 
in dem Bericht folgenden Niederschlag: 


„Bereits aufgewandt 

3 711 

000 

DM 

noch aufzuwenden für Bauten 

3 023 

000 

DM 

für Fernsprecheinrichtungen 




bereits aufgewandt 

685 

000 

DM 

noch aufzuwenden 

220 

000 

DM 

(Troilo- und Gallwitz-Kaserne) 




ohne Nebenstellenanlagen 




für Büroeinrichtungen 

1 864 

000 

DM 


9 503 

000 

DM 


Insgesamt ergaben sich hiernach für die Planung Bonn an Kosten 
9 503 000 DM; in diesen sind enthalten: 

für Büroeinrichtungen 1 864 000 DM, 

so daß auf Baumittel ein Betrag von 7 639 000 DM 
•entfällt.“ 


Nachdem am 3. November 1949 die Entscheidung für Bonn ge- 
fallen war, ergab sich die Notwendigkeit, den Bau der Verwaltungs- 
gebäude so schnell zu fördern, daß die Regierung arbeitsfähig 
wurde. Am 1. Dezember 1949 übernahm auf Grund eines Kabi- 
nettsbeschlusses die Bundesbaudirektion die Leitung der Baumaß- 
nahmen. Bis zu diesem Zeitpunkt lagen Federführung und Verant- 
v/ortung bei dem Büro Bundeshauptstadt, das als Dienststelle des 
Landes Nordrhein-Westfalen nach dessen Weisungen arbeitete. 


11 . 

Die Aufwendungen des Landes Nordrhein-Westfalen, die durch 
das Büro Bundeshauptstadt geleistet worden sind, sind mir im ein- 
zelnen noch nicht bekannt. Eine Abrechnung darüber liegt noch 
nicht vor. Der Rechnungshof des Landes Nordrhein-Westfalen hat 
diese Vorgänge geprüft und, soweit ich unterrichtet bin, in den 
letzten Tagen einen Bericht an die Landesregierung Nordrhein- 
Westfalen erstattet. Auch dieser Bericht ist mir noch nicht be- 
kannt. Angesichts der Trennung der öffentlichen Finanzwirtschaf- 
ten von Bund und Ländern auf Grund der Vorschriften des Grund- 
gesetzes besteht daher zurzeit für mich keine Möglichkeit, die Lage 
insoweit zu übersehen. Im übrigen befaßt sich der Untersuchungs- 
ausschuß des Bimdestags laufend mit diesen Vorgängen. Ich kann 
und möchte seinen Ermittlungen nicht vor greifen. Der Finanz- 
minister des Landes Nordrhein- Westfalen hat mir lediglich mitge- 
teilt, daß bei dem Übergang der Federführung und Verantwortung 
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von dem Büro Bundeshauptstadt auf die Bundesbaudirektion über-- 
hängende Rechnungsbeträge für Bau- und Einrichtungskosten mit 
rund 3,9 Millionen DM bestanden. Diese Rechnungsbeträge wurden 
im weiteren Verlauf durch das Land Nordrhein-Westfalen beglichen. 
Das Land Nordrhein- Westfalen hat die Erstattung dieses Betrages 
durch den Bund gefordert. Das Land Nordrhein-Westfalen wünscht 
ferner die Übernahme weiterer Rechnungsbeträge mit rund 1,3 Mil- 
lionen DM. Dieser Abrechnungskomplex bedarf noch einer weiteren 
Klärung. Das Bundesfinanzministerium bleibt weiter dringend um 
eine endgültige Auseinandersetzung mit dem Land Nordrhein- 
Westfalen bemüht. Sobald hier eine Klärung erzielt ist, werde ich- 
dem Haushalts ausschuß berichten. 


III. 

Nach Übernahme der Federführung und Verantwortung für die 
Baumaßnahmen auf das Bundesfinanzministerium stand dieses vor 
der Tatsache, daß eine Reihe von Bauvorhaben, die bereits bei den 
Besprechungen des Hauptstadtausschusses des Deutechen Bundestags 
als Verwaltungsbauten in Aussicht genommen waren, tatsächlich am 
1. Dezember 1949 auch schon begonnen waren. Es handelt sich hier 
um die folgenden Bauten mit den nachstehend genannten Bausum- 
men: 


A. Bauten, die bereits bei den Besprechungen des Hauptstadtaus- 
schusses des Deutschen Bundestags als Verwaltungsbauten in 
Aussicht genommen und am 1. Dezember 1949 auch begonnen 
waren; 


Palais Schaumburg (Bundeskanzleramt) 

Museum König 

Koblenzer Straße 125, Altbau 
(Verbindungsstelle zur AHK) 

Koblenzer Straße 120/122 (Bundesministerium 
für Angelegenheiten des Bundesrats) 

Rheindorfer Straße 118 

(Bundesministerium der Finanzen) 

Rheindorfer Straße 196 

(Bundesministerium des Innern) 

Troilo-Kaserne (Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten und Bundes- 
ministerium für Arbeit) 

Landwirtschaftskammer, Garagen und Werkstatt 
(Bundesministerium für Verkehr) 


632 

307,18 

DM 

30 

800,— 

DM 

55 

438,52 

DM 

22 

279,80 

DM 

32 

995,68 

DM 

17 

856,45 

DM 

1 241 

707,73 

DM 

28 

700,08 

DM 

2 062 

085,44 

DM 


Andere Bauten, die ebenfalls vom Hauptstadtausschuß als Ver- 
waltungsbauten in Aussicht genommen waren (wenn auch zum Teil 
für andere Benutzer), waren am 1. Dezember 1949 noch nicht be- 
gonnen. Es handelt sich insoweit um die folgenden Bauten mit den 
nachstehend genannten Bausummen: 
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Bauten, die vom Hauptstadtaiisschuß, wenn auch zum Teil für 
andere Benutzer, in Aussicht genommen, aber am 1. Dezember 
1949 noch nicht begonnen waren: 


’Gallwitz-Kaserne (Bundesminister für Wirtschaft 

und Bundesminister für Wohnungsbau) 1 056 829,51 DM 

Villa Hammerschmidt 

(Bundespräsident und Bundespräsidialamt) 92 273,87 DM 

Ermekeilkaserne (Bundesminister für Vertriebene) 293 756,86 DM 

Ehemalige Waffenmeisterei, Ermekeilkaserne 
(Bundeskanzleramt, Auslandspässe 

und Devisenstelle) 1 327,64 DM 


Ehemalige Exerzierhalle, Ermekeilkaserne 
(Umbau zur Garage Bundeskanzleramt 
und Bundesrat) 

’Stabsgebäude Husarenkaserne (Bundeshauptkasse) 

Stallgebäude Husarenkaserne, Aufstockung 
(Bundesminister der Finanzen) 


3 000,— DM 
44 456,45 DM 

396,19 DM 


Btallgebäude Husarenkaserne, Garagenumbau 

(Bundesminister der Finanzen) 35 946,39 DM 

Lehrsaalgebäude, Polizeikaserne Rheihdorfer Str. 

(Bundesbaudirektion) 19 528,61 DM 

1 547 515,52 DM 


In einigen wenigen Fällen ergab sich die i>'^otwendigkeit, zur 
Unterbringung der Verwaltung auf Bauten zurückzugreifen, die 
vom Hauptstadtausschuß noch nicht für Verwaltungsbauten in Aus- 
sicht genommen waren und nach dem 1. Dezember 1949 begonnen 
worden sind. Es handelt sich hier um die folgenden Bauten mit den 
nachstehend genannten Bausummen: 


C. Bauten, die nicht vom Hauptstadtausschuß in Aussicht genom- 
men, jedoch zur Unterbringung der Verwaltungen benötigt und 
nach dem 1. Dezember 1949 begonnen worden sind: 


Museum König, Behelfsbau (Bundeskanzleramt) 88 939,24 DM 

Koblenzer Straße 125, Behelfsbau 

(Bundeskanzleramt, Konsul. Dienst) 133 679,40 DM 

Koblenzer Straße 214 

(Bundeskanzleramt, Friedensbüro) 11 699,61 DM 


Haus Garst an jen (Stellv. Bundeskanzler u. Bundes- 
minister für Angelegenheiten des 
Marshallplans — 

anstelle von Villa Kesselkaul) 199 708,47 DM 

-Rosenburg (Bundes j ustizminis terium) 139 032,32 DM 

573 059,04 DM 
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Im Zusammenhang mit den oben unter A und B bezeichneten 
Aufwendungen entstanden Aufwendungen für Grunderwerb und 
gewisse sonstige Kosten. Es handelt sich hier um die folgenden 
Beträge: 


D. Grunderwerb und sonstige Kosten: 


Grunderwerb Villa Hammerschmidt 

Grund er wer b Auswärtiges Amt 

Grunderwerb Godesberg, Dollendorfer Str. 4 
(Bundestagspräsident) 


Herrichtung und Enttrümmerung bundeseigener 
Grundstücke 

Einrichtungsgegenstände für die Ministerien 
(Beschaffungsstelle) 

Bauleitungsmittel 

Künstlerische Ausgestaltung von Dienstgebäuden 
Bundes verkelprsministerium 

a) Ideen Wettbewerb 

b) Bahnselbstanschlußanlage 


693 385,55 DM 
780 663,50 DM 

50 860,75 DM 
1 524 909,80 DM 

15 103,29 DM 

286 532,16 DM 
29 086,17 DM 
175 136,88 DM 

15 516,40 DM 
179 000,— DM 

700 374,90 DM 


Der insgesamt für die unter A bis D bezeichneten Zwecke auf- 
gewendete Betrag umfaßt 

6 407 944,70 DM. 


Es ist im Haushaltsausschuß wiederholt hervor gehoben worden, 
daß dieser Betrag, zusammen mit den auf das Rechnungsjahr 1950 
entfallenden Beträgen, die- ursprünglichen Schätzungen des Haupt- 
stadtausschusses erheblich übersteigt. Die Gründe dafür werden 
von dem Untersuchungsausschuß des Deutschen Bundestags einge- 
hend untersucht. Ich kann auch insoweit den Feststellungen dieses 
Untersuchungsausschusses nicht vorgreifen, darf jedoch auf einige 
wesentliche allgemeine Gesichtspunkte hinweisen. 

Zunächst sind in dem bezeichneten Betrag auch die Aufwen- 
dungen für den Ausbau der Dachgeschosse in mehreren Ministerien 
enthalten, die als Wohnräume benutzt werden (Junggesellenzim- 
mer). Ein Teil der für Verwaltungsbauten ausgegebenen Mittel hat 
also gleichzeitig der Entlastung der Wohnungsverhältnisse gedient. 
Für die Dienstwohnung und das Bürogebäude des Herrn Bundesprä- 
sidenten waren ferner in den Schätzungen des Hauptstadtausschusses 
überhaupt keine nennenswerten Bauaufwendungen vorgesehen, weil 
man damals noch an eine mietweise Unterbringung des Herrn Bun- 
despräsidenten und seines Büros dachte. Ich habe die Gründe münd- 
lich vorgetragen, die einer mietweisen Unterbringung des Herrn 
Bundespräsidenten entgegenstehen. 



Schließlich hat das Anwachsen der Aufgaben des. Bundes und 
die Bewilligung zahlreicher neuer Planstellen im Haushaltsgesetz 
1949 und im Haushaltsergänzungsgesetz 1949 einen wesentlich ge- 
steigerten Raumbedarf verursacht, der anläßhch der Schätzungen 
des Hauptstadtausschusses nicht ausreichend vorhergesehen werden 
konnte. 


IV. 

Die Mittel für die Durchführung der Verwaltungsbauten im 
Rechnungsjahr 1949 in Höhe von 6 407 944,70 DM sind dem Fonds 
für unvorhergesehene Ausgaben (Einzelplan XXIII der allgemeinen 
Finanz Verwaltung, Kap. 5 Titel 2) entnommen worden. Diese Ent- 
nahme hat in zweifacher Hinsicht Kritik gefunden: 


a) Die Haushaltsmittel seien nicht für Verwaltungsbauten be- 
stimmt gewesen; 

b) sie hätten nicht für solche Projekte verwendet werden dürfen, 
die zwangsläufig die Bewilligung weiterer Mittel im Rech- 
nungsjahr 1950 erfordern. 

Es ist schon in den mündlichen Verhandlungen vor dem Haus- 
haltsausschuß zu der Beanstandung a) darauf hingewiesen worden, 
daß die Mittel des bezeichneten Titels 2 nicht nur für die notwen- 
digen Verwaltungsbauten verwendet werden durften, sondern 
letzten Endes auch für derartige Zwecke von vornherein be- 
stimmt waren. Aus dem amtlichen Protokoll über die Sitzung 
des .Wirtschaftsrats, in der der bezeichnete Titel zusammen mit dem 
gesamten Haushalt genehmigt wurde, ergibt sich folgende Äußerung 
des damaligen Berichterstatters: 

„Bei den Ausgaben ist zunächst eine Berichtigung dahin vorzu- 
nehmen, daß die Ausgaben in Drucksache Nr. 1500 über Kap. 5 
Tit. 2 in der dort aufgeführten Fassung wegfallen und dafür 
neu einzusetzen ist ein Betrag von 5 Millionen DM für unvor- 
hergesehene Ausgaben. Dieser Betrag ist notwendig, da die Inan- 
spruchnahme mit Rücksicht auf die mit der bevorstehenden 
Errichtung des Bundes zusammenhängenden Ausgaben unver- 
meidbar sein wird.“ 

Diese Ausführungen des Berichterstatters sprechen m. E. ein- 
deutig dafür, daß auch Mittel für Verwaltungsbauten in Bonn die- 
sem Titel entnommen werden konnten. Es handelt sich also inso- 
weit keinesfalls um eine außer planmäßige, sondern um eine 
planmäßige auf Grund einer haushaltsr^tlichen Ermächtigung 
erfolgten Ausgabe. Da der Haushaltsansatz auch nicht überschritten 
worden ist, kommt auch eine nachträgliche über planmäßige Be- 
willigung von Mitteln oder die Vorlage eines Nachtragshaushalts für 
1949 nicht in Betracht. 


Zu der Beanstandung b), wonach die Finanzierung der Verwal- 
tungsbauten in Bonn aus dem bezeichneten Titel 2 praktisch eine 
unzulässige Festlegung weiterer Mittel für das kommende Haus- 
haltsjahr bedeutet, darf ich das Folgende bemerken: 
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Die allgemeine Fassung der Zweckbestimmung des Titels 2 und 
die weitgehende Auslegung, die der Berichterstatter des Wirtschafts- 
rats diesem Titel gegeben hat, schließen es rechtlich nicht aus, 
aus diesem Titel auch den Beginn dringend notwendiger, wenn auch 
im gleichen Rechnungsjahr nicht mehr abgeschlossener Bauten zu 
bestreuten. Jedenfalls lag eine solche Entscheidung noch im Rahmen 
des pflichtgemäßen Ermessens der Bundesverwaltung. Diese stand 
vor der Aufgabe, im Interesse des schnellen Aufbaues der Verwal- 
tung und angesichts einer von Tag zu Tag unerträglicher werden- 
den Arbeitsraumnot, sehr schnell — oft innerhalb von Stunden — 
diejenigen Maßnahmen ergreifen zu müssen, die sie nach der im 
voraus nicht zu übersehenden Sachlage jeweils für geboten hielt. 
Der Bundesregierung und insbesondere dem Bundesminister der 
Finanzen hat es durchaus fern gelegen, das Bewilligungsrecht des 
Bundestags und seines Haushaltsausschusses irgendwie einschränken 
oder vollendete Tatsachen schaffen zu wollen. , Ich habe nicht ge- 
zögert, offen mein Bedauern darüber auszusprechen, daß im Drange 
der Geschäfte versäumt wurde, die von mir stets angestrebte und 
beobachtete enge Fühlungnahme mit dem Haushaltsausschuß des 
Bundestags vor dem Beginn der Bauten herzustellen. Es müssen 
aber bei der Beurteilung auch die ungewöhnlichen Umstände, die 
sich bei der Einrichtung einer arbeitsfähigen Bundesverwaltung er- 
gaben, bedacht werden. 


V. 

Bei Beginn des Rechnungsjahres 1950 lag noch kein Haushalts- 
plan für dieses Rechnungsjahr vor. Trotzdem mußte im Interesse 
der Arbeitsfähigkeit der Bundesverwaltung und zur beschleunigten 
Vereinigung der noch auswärts untergebr achten Abteilungen mit 
ihren Stammbehörden das im Rechnungsjahr 1949 begonnene Bau- 
programm auch im Rechnungsjahr 1950 fortgesetzt werden. Die Er- 
mächtigung ergab sich aus der Vorschrift des Artikels 11 1 Absatz 1 
Buchstabe c des Grundgesetzes. Nach dem Inkrafttreten des Ge- 
setzes über die vorläufige Haushaltsführung im Rechnungsjahr 1950 
wurden dem Haushaltsausschuß des Bundestags die Anträge auf 
Vorwegbewilligung von Mitteln zum Abschluß der Bauarbeiten vor- 
gelegt. Im Zuge der Beratungen des Haushaltsausschusses wurden 
von den ursprünglich im Wege der Vorwegbewilligung erbetenen 
Mitteln sehr erhebliche Abstriche vorgenommen. Diese Abstriche 
beruhen sowohl auf Beschlüssen des Ausschusses wie auf wesent- 
lichen Einschränkungen des Bauprogramms durch die Bundes- 
regierung. So hat z. B. die Bundesregierung in ihrer Vorlage vom 
14. Juli 1950 das ursprünglich für 1950 vorgesehene Bauprogramm 
von 13 379 000 DM auf 5 163 000 DM (ohne Bundeshaus) verringert. 
Die Bundesregierung hat im Hinblick auf die ernste Finanzlage des 
Bundes und die ungewöhnlichen Schwierigkeiten, zu einem ausge- 
glichenen Haushalt für 1950 zu kommen, an sich dringend notwen- 
dige Bauvorhaben zurückgestellt. Sie vertritt die Ansicht, daß 
es nicht zweckmäßig ist, provisorische Bauten zu errichten, die in 
absehbarer Zeit durch Neubauten ersetzt werden müssen. Sie hält 
es statt dessen für angebracht, sogar den augenblicklich räumlich 
sehr beengten Zustand in den Bundesverwaltungen noch einige Zeit 
beizubehalten. 
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Als Ergebnis der Beschlüsse des Haiishaltsausschusses und der 
Maßnahmen der Bundesregierung wurden die folgenden Bauvor- 
haben zurückgestellt: 



Veranschlagte 

Bausumme: 

Ursprunglidi 
erbetene Vor- 
wegbewilligung: 

Dienstgebäude für das Auswärtige 

Amt 

DM 

3 000 000,— 

DM 

1 000 000,— 

Organisationsbüro 

des Auswärtigen Amts 

150 000,— 

150 000,— 

Nebengebäude der Gailwitzkaserne 
(Bundesminister für Wirtschaft) 

350 000,— 

350 000,— 

Weiterer Ausbau der Troilo-Kaserne 

350 000,- 

200 000,— 

Kanalisation der Gailwitz- und 
Troilo-Kaserne 

105 000,— 

105 000,— 

Nebenanlagen des Hauses Carstanjen 
(Bundesminister f . Angelegenheiten 
des Marshallplans) 100 000, — 

100 000,— 

Wirtschaftsgebäude des Bundesministers 

für Vertriebene 250 000, — 

250 000,— 

Dienstgebäude des Bundesministers 
der Finanzen 

2 100 000,— 

1 000 000,— 

Dienstgebäude für Bundesminister 
für Wohnungsbau 

600 000 — 

600 000,— 

Dienstgebäude für Bundesminister 
für Verkehr 

4 600 000,— 

1 800 000,— 


Der Haushaltsausschuß hat sich nach eingehenden Nachprüfun- 
gen und Erörterungen zur Vorwegbewilligung der für 1950 
benötigten Mittel in dem unbedingt erforderlichen Rahmen ent- 
schlossen. Im einzelnen sind die folgenden Vorwegbewilligungen für 
das Rechnungsjahr 1950 ausgesprochen worden: 


Bausumme 

Vorweg- 

bewilligung 

DM 

DM 


Amtssitz des Bundespräsidenten 

439 000,— 

150 000,— 

Bundespräsidial amt 

660 000,— 

350 000,— 

Bundeskanzleramt 

268 000,— 

268 000,— 

Museum König, Behelfsbau 

15 000,— 

15 000,— 

Verbindungsstelle zur AHK 

37 000,— 

37 000,— 

Behelfsbau des Organisationsbüros 
für den konsular. Dienst 

40 000,— 

40 000,— 

Dienststelle für Auslandspässe 
und Devisen 

20 000,— 

20 000,— 
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Bausumnie 


Vorweg- 

bewilligung 



DM 

DM 

Garage für Bundeskanzleramt 
und Bundesrat 

47 000,— 

47 000,— 

Umbau der Gallwitz-Kaiserne 

(Bundesminister für Wirtschaft und 
für Wohnungsbau) 

361 000 — 

361 000,— 

Umbau der Troilo-Kaserne 

(Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten und 
für Arbeit) 

275 000,— 

275 000,— 

Dienstgebäude für Bundesminister 
für Angelegenheiten des 
Marshallplans (Haus Carstanjen) 

311 000,— 

311 000,— 

Dienstgebäude für den Bundesminister 
des Innern (ehern. Polizeischule) 

84 000,— 

84 000,— 

Dienstgebäude für das Bundesministerium 
für Vertriebene 

(Ermekeilkaserne) 284 000, — 

284 000,— 

Dienstgebäude für das Bundes- 
ministerium für Angelegenheiten 
des Bundesrats 
(Koblenzerstraße 120/122) 

34 000,— 

34 000,-. 

Dienstgebäude für das Bundes- 
ministerium der Justiz 
(Rosenburg) 

291 000,— 

291 000,— 

Dienstgebäude für das Bundes- 
ministerium der Finanzen 
(Rheindorf erstraße) 

89 000,— 

89 000,— 

Dienstgebäude der Bundesbau- 
direktion (Lehrsaal der Polizei- 
schule) 

32 000,— 

32 000,— 

Dienstgebäude der Bundes- 
hauptkasse 

10 000,— 

10 000,— 

Nebendienstgebäude des Bundes- 
ministers der Finanzen 
(Husarenkaserne) 

307 000,— 

307 000,— 

Instandsetzung des Bundeshauses 

290 000,— 

150 000,— 

Dienstgebäude des Bundes- 
ministers für gesamtdeutsche Fragen 
(Bottlerplatz) 20 000, — 

20 000,— 

Enttrümmerung bundeseigener 
Grundstücke 

150 000,— 

70 000,— 

Dienstgebäude des Bundestags- 
präsidenten (Godesberg) 

40 000,— 

40 000,— 


Q 



VI. 


Dde im Rechnungsjahr 1950 ausgegebenen und 
voraussichtlich noch auszugebenden Mittel sind 
durch ordnungsmäßige Vorwegbewilligung auf 
Grund des Gesetzes über die vorläufige Haus- 
haltsführung des Bundes im Rechnungsjahr 1950 
zugewiesen. Haushaltsrechtlich bestehen insoweit keinerlei 
Zweifel oder Schwierigkeiten. B]s ist außerdem klargestellt, daß 
keine Bauvorhaben abgeschlossen oder begonnen werden, für die 
nicht im Wege der ordnungsmäßigen Mittelbewilligung die ent- 
sprechenden Summen zur Verfügung stehen. Gleichzeitig ist durch 
die vom Haushaltsausschuß ausgesprochenen Vorwegbewilligungen 
für solche Bauten, die schon im Rechnungsjahr 1949 begonnen wa- 
ren, aber in diesem Rechnungsjahr nicht mehr fertig wurden, die 
haushaltsrechtliche Lage endgültig ge’klärt worden. Sogar wenn — 
entgegen den Ausführungen unter IV — die Meinung vertreten wer- 
den sollte, daß aus den Mitteln des E. PL XXIII Kap. 5 Titel 2 des 
Rechnungsjahres 1949 solche Bauten, die nicht nach Ablauf des 
Rechnungsjahrs fertig wurden, nicht ohne weiteres begonnen wer- 
den durften, wäre nunmehr eine Heilung dieses Mangels einge- 
treten. 

Bei dieser Sachlage besteht zu einer förmlichen Indemnitäts- 
vorlage kein Anlaß. Eine solche Vorlage müßte sich auf § 83 RHO 
stützen. Danach beschließen auf Grund der (Reichs-) Bundeshaus- 
haltsrechnung (Reichs-) Bundesrat und (Reichs-) Bundestag über die 
nachträgliche Genehmigung der über- und außerplanmäßigen Aus- 
gaben. Abgesehen davon, daß eine Bundeshaushaltsrechnung für 
1949 noch nicht vorliegt, sind vor allem, wie oben unter Abschnitt 
IV ausgeführt, weder über- noch außer planmäßige Ausgaben 
geleistet worden. 


Schaffer 
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Anlage 


Der Chef der Landeskanzlei Düsseldorf, den 7. 10. 1949 

des Landes Nordrhein-Westfalen 


Aufstellung Bonn 


Dienstgebäude 


I. Wie ist die endgültige Unterbringung der einzelnen Ministerien 
gedacht? 


Die Unterbringung der Ministerien ist in folgenden Gebäuden 
vorgesehen: 


1. Bundeskanzler 

Amt für Ausw. 
Angelegenheiten 

2. Bundesministerium für die 
Angelegenheiten des 
Marshallpläns 

3. Bundesfinanzministerium 

4. Bundesministerium 
des Innern 

5. Bundes] ustizmini st erium 

6. Bundeswirtschafts- 
ministerium 

7. Bundesministerium 
für Landwirtschaft 
und Ernährung 

8. Bundesarbeitsministerium 

9. Bundesverkehrs- 
ministerium 

10. Bundespostministerium 

11. Bundesministerium 
für Wohnungsbau 

12. Bundesministerium 
für Angelegenheiten 
der Vertriebenen 


Koblenzerstraße 141 — 143 
; (Palais Schaumburg) 

Koblenzerstraße 133 — 137 
(Villa Hammerschmidt) 

Koblenzerstraße 150 — 160 
(Museum König) 

Rheindorf erstraße 196 
(Finanzverwaltungsgebäude) 

Rhedndorf erstraße 198 
(bish. Polizeischule) 

Rheindorf erstraße 198 
(bish. Polizeischule) 

bisherige Gallwitz-Kaserne 

bisherige TroIIo-Kaserne 


bisherige Troilo-Kaserne 

Endenicher Allee 60 

(bish. Landesernährungsamt) 

Bottlerplatz 1 (Stadthaus) 

bisherige Gallwitz-Kaserne 


Bheindorferstraße 198 
(bish. Polizeischule) 
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13, Bundesministerium Koblenzerstraße I23 

für Angelegenheiten (bish. Hauptzollamt) 

des Bundesrats 

14. Bundesministerium Bottlerplatz 3 

für gesamtdeutsche 

Fragen 

IL Welche Dienstgebäude sind fertig und wie werden sie zur Zeit 
benutzt? 

Es sind fertig und werden zur Zeit benutzt: 

1. Museum König für Bundeskanzler und Bundes- 

Koblenzerstr. 150 — 160 minister für Angelegenheiten 

des Marshallplan» 

2. Finanzverwaltungsgebäude für Bundesfinanzministerium, 

Rheindorferstr. 196 Bündesminister f. Wohnungs- 

bau, 

Bundesminister f. Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
Bundespostministerium 
Bundeswirtschafts- 
ministerium 

für Bundesministerium d. Innern 
Bundes i ustizministerium, 
Bundesarbeitsministerium, 
Bundesministerium f, Angele- 
genheiten d. Vertriebenen 

4. bish. Landesernährungsamt für Bundesverkehrsministerium 
Endenicher-Allee 60 

5. Koblenzerstr. 120 für Bundesministerium für Ange- 

legenheiten des Bundesrats 

6. Bottlerplatz 3 für Bundesministerium _ für ge- 

samtdeutsche Fragen 

in. Wann ist mit der Fertigstellung der übrigen zu Ziffer 1 genann- 
ten Gebäude zu rechnen: 

Bei Palais Schaumburg und 4 Wochen nach Abzug der Be- 
Villa Hammerschmidt Satzung, also voraussichtlich am 

15, Dezember 1949 

Bei Troilo-Kaserne Block 7 u. 8 
(an d. deutschen Dienst- 
stellen übergeben am 

6. Okt 1949) am 1. November 1949 

Bei Gallwitz-Kaserne und 4 bezw. 5 Wochen nach Abzug der 
Troilo- Kaserne Block 1-6 Besatzung, also voraussichtlich 

Ende November bezw. Mitte De- 
zember 1949 


3. bish. Polizeischule 
Rheindorferstr. 198 
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lY. Nutzfläche der für Büros geeigneten Räume der in Ziffer 1 ge - 
nannten Gebäude (in qm) : 



Koblenzer Straße 141 '143 (Palais Schaumburg) 
133-137 (Villa Hammersch.) 
150-160 (Museum König) 
für Bundeskanzler 

Koblenzer Straße 150-160 (Museum König) 

für Ministerium für Angelegenheiten des 
Marshallplans 

Rheindorfer Straße 196 (Finanz- Verwaltung) 
für Finanzministerium 

'Rheindorfer Straße 198 (frühere Polizei-Schule) 
für Innenministerium 
für Justitzministerium 
für Ministerium für Vertriebene 

bisherige Gallwitz-Kaserne 
für Wirtschaftsministerium 
für Ministerium für Wohnungsbau 

bisherige Troilo-Kaserne 

für Ministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

für Arbeitsministerium 

Endenidier Allee 60 (bisheriges Landes- 
Ernährungsamt) 

für Verkehrsministerium 

.Bottlerplatz 1 (Stadthaus) 

für Ministerium für Post- und 
Fernmeldewesen 

Koblenzer Straße 123 (Hauptzollamt) 

für Ministerium für Angelegenheit des 
Bundesrates 

-iRottlerplatz 3 

für Ministerium für gesamtdeutsche 
-Angelegenheiten 


Teil 


640 


700 


3 800 
1 500 
1 200 

14 000 
620 

6 600 

5 000 


gesamt bisher 

1 300 — 

580 — 


1 340 


4 500 


900 


000 

000 

000 

1 600 II 3 400 


4 300 4500 


670 


580 
43 090 


6 500 


I 14620 


11 600 
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V. Welche Baukosten sind bisher für die einzelnen Bauten entstan — 
den? 

Bisher sind Kosten entstanden für: 


Objekt : 

Bau: 

Einriditung : 

insgesamt : 


DM 

DM 

DM 

1. Koblenzerstr. 150 — 160 

228 000,— 

250 000,— 

478 000,- 

2. a) Koblenzerstr. 120 

57 000,— 

20 000,— 

77 000,— 

b) Ersatzbau in Husaren- 
straße 42 für Haupt- 
zollamt 

42 000,— 


42 000,— 

3. Hheindorferstr. 196 
(Finanzverwaltungs- 
gebäude) 

1 550 000,— 

200 000,— 

1 750 000,- 

4. Rheindorferstr. 198 
(bish. Polizei-Schule) 

206 000, - 

50 000,— 

256 000,- 

5. bish. Troilo-Kaserne 

10 000,— 


10 000,- 

6. Endenicher-Allee 60 
(bish. Landesernährungs 
amt) 

30 000,— 

300 000,— 

330 000,- 

7. Ersatzbau für Landes- 
ernährungsamt in 
Düsseldorf 

350 000 — 


350 000,- 

8. Ersatzbau für früh. 
Polizeischule in Münster 

400 000,— 


400 000,- 

9. Karlsschule als Ersatz- 
bau für Päd. -Akademie 

80 000,— 


80 000,- 

10. Altes Rathaus als teilw. 
Ersatz für Stadthaus 

280 000,— 


280 000,— 


3 233 000,— 

820 000,— 

4 053 000,— 
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VI. Mit welchen Baiikosten ist für die in Ziffer 1 genannten Dienst- 
gebäude bis zur Fertigstellung zu rechnen? 

Für die zu Ziffer 1 genannten Dienstgebäude ist bis zur Fer- 
tigstellung mit folgenden Gesamtkosten einschließlich Einrich- 
tung zu rechnen: 


DM 


1. Koblenzerstr. 150 — 160 (Museum König) 

478 000,— 

2. Koblenzerstr. 141 — 143 (Palais Schaumburg) 

180 000,— 

-3. Koblenzerstr. 133 — 137 (Villa Hammerschmidt) 

160 000,— 

4. Rheindorferstr. 196 (Finanzverwaltungsgebäude) 

2 075 000,— 

5. Rheindorferstr. 198 (bish. Polizeischule) 

300 000,— 

€. bish. Troilo-Kaserne 

(ohne Einrichtung), (geschätzt) 

600 000,— 

7. bish. Gallwitz-Kaserne 

(ohne Einrichtung), (geschätzt) 

400 000,— 

3. Endenicher Allee 60 (bish. Landesernährungsamt) 

330 000,— 

9. Koblenzerstr. 120 

120 000,— 

lO. Koblenzerstr. 123 

106 000,— 

11. Bottlerplatz 1 

250 000,— 

12. Bottlerplatz 3 

100 000,— 

5 099 000,— 


1 ." 



